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Ausverkauf von Land und Ressourcen

Teilnehmer*innen am G20-Gipfel in Bali im Mangrovenwald von Taman Hutan Raya Ngurah Rai. ©
La Moncloa.Flickr.CC BY-NC-ND 2.0

Indonesien: Beim Treffen der wirtschaftsstärksten Staaten (G20) auf Bali warb die indonesische
Regierung für ihr Entwicklungsmodell. NGOs kritisieren dieses Modell als fehlgeleitet.

Die indonesische und internationale Zivilgesellschaft wollte das G20-Treffen im November 2022 auf
der Insel Bali nutzen, um auf ihre Anliegen und Forderungen aufmerksam zu machen. Doch
Indonesien räumte ihnen kaum Raum ein. Fatia Maulidiyanti, Koordinatorin der indonesischen
Menschenrechtsorganisation KontraS (Kommission für die Verschwundenen und die Opfer von
Gewalt) berichtet im Interview über ihre Erfahrungen und ihre Kritik an den Prioritäten der
Regierung.
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südostasien: Was ist Ihr Eindruck nach dem G20-Gipfel? Haben die G20-Regierungen die
Stimmen der Zivilgesellschaft in ihre Entscheidungen einbezogen?
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Fatia Maulidiyanti ist Koordinatorin der indonesischen Menschenrechtsorganisation
KontraS (Kommission für die Verschwundenen und die Opfer von Gewalt). Sie ist Expertin
für Grundfreiheiten, Umwelt- und Menschenrechte und internationale
Menschenrechtsmechanismen. Ihr Schwerpunkt liegt auf dem Empowerment von
Gemeinschaften. Dabei konzentriert sie sich besonders auf die junge Generation, um ihr
durch Bildungsarbeit eine Vorreiterrolle in der Menschenrechtsbewegung in Indonesien zu
ermöglichen.

Fatia Maulidiyanti: Natürlich nicht. Aus unserer Sicht und auch in Analysen anderer
Organisationen zeigt sich, dass die Erklärungen oder auch die Diskussion in der G20 nur den Profit
der Eliten und die Popularität der indonesischen Regierung im Besonderen zum Ziel hatten. Es
wirkt, als würde die indonesische Regierung das Land und die Energieressourcen an die
Industrieländer verkaufen, ohne sich um die Situation vor Ort zu kümmern und ohne
Menschenrechte und Umweltaspekte ernst zu nehmen. Zum Beispiel sprechen die G20-Länder über
erneuerbare Energien, aber nicht über den damit einhergehenden massiven Bergbau und dessen
Folgen.

Welche weiteren Probleme sehen Sie in diesem Zusammenhang bei Großprojekten in
Indonesien?

Laut dem Indonesischen Umweltforum (Wahana Lingkungan Hidup Indonesia, Walhi) hat die
indonesische Regierung in verschiedenen Provinzen Nationale Strategische Projekte (PSN) durch
Landnahmen durchgesetzt. Der Bau von Kohlekraftwerken, Stauseen, Mautstraßen, Plantagen,
Geothermie bis hin zur Errichtung der neuen Hauptstadt (IKN) wird weiter vorangetrieben. All diese
Projekte berücksichtigen nicht die Bedürfnisse der betroffenen Menschen und sie nehmen ihnen
darüber hinaus auch die Möglichkeit, über ihr eigenes Leben zu entscheiden. Wir haben
Energieprojekte, die angeblich saubere Energie liefern sollen, wie Wasserkraft und Geothermie.
Doch sie werden auf dem Land der Menschen gebaut und zerstören dabei Tausende von Hektar
Wald. Die Auswirkungen dieser Projekte auf die Umwelt trifft bereits die Bevölkerung: versiegte
Wasserquellen, verunreinigtes Trinkwasser, Umwelt- und Luftverschmutzung, geschädigte
landwirtschaftliche Flächen, Waldschäden, tote Fische und eingeschränkte Fanggebiete für
Fischereigemeinden.
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Was brachte der Gipfel für die Gastgeber-Insel Bali?

Inmitten der weltweiten Polarisierung tritt Präsident Jokowis Regierung am diplomatischen Tisch als
‚Händler’ auf, um möglichst viele Investitionen für Indonesien zu gewinnen. Dies spiegelt sich auf
banale Weise in der Lokalpolitik der balinesischen Regierung wieder: Sie nutzte die G20-Dynamik,
um die Entwicklung ihrer Megaprojekte voranzubringen. Diese stünden nach ihrer Lesart im
Einklang mit der G20-Agenda. Die Provinzregierung hofft nun, Investoren aus anderen Ländern für
die Projekte anzuziehen. In diesem Zusammenhang gibt es komplexe Verflechtungen zwischen der
lokalen balinesischen Regierung, der nationalen indonesischen Regierung und der globalen Politik.
Sie sind alle darauf ausgerichtet, die G20 zu einem Forum für ihre jeweiligen wirtschaftlichen und
politischen Interessen zu machen.

Megaprojekte auf Bali
Auf der Insel Bali stehen mehrere Großprojekte, die gemeinsam von Provinzregierung und
Zentralregierung durchgeführt werden, in der Kritik. Das Indonesische Umweltforum (Walhi) hebt
drei problematische Vorhaben besonders hervor. Eine Sonderwirtschaftszone für
Gesundheitstourismus in Sanur sei nicht inklusiv für die balinesische Bevölkerung und visiere keine
angemessenen Löhne der Beschäftigten im Tourismussektor an, so Walhi. Das Bali Arts Center in
Klungkung soll in einem katastrophengefährdeten Gebiet errichtet werden. Umstritten ist auch ein
geplantes LNG-Terminal, das in einem Mangrovengebiet errichtet werden soll.

Indonesische Aktivist*innen und NGOs beklagten sich schon in den Wochen vor dem G20-
Gipfel im November 2022 über Behinderungen ihrer Arbeit. Wie sahen diese aus?
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Zivilgesellschaftliche Handlungsspielräume waren um das G20-Treffen massiv eingeschränkt. Das
betraf die Versammlungsfreiheit und das Recht auf freie Meinungsäußerung. Teilweise wurden
Einschränkungen mit der Sicherheitslage begründet. Die Regierung wollte natürlich vor den Augen
der Welt mit einer reibungslosen Durchführung der Veranstaltung glänzen. Die Sicherheitsstandards
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waren jedoch übertrieben.

Wir haben in unserer Menschenrechtsarbeit beobachtet, dass Aktivist*innen durch Sicherheitskräfte
und traditionelle lokale Dorfsicherheitskräfte (pecalang – Bürgerwehr, eine traditionelle
Dorfsicherheitsgruppe auf Bali, die normalerweise zur Sicherung kultureller Veranstaltungen und
wichtiger Objekte auf Bali eingesetzt wird) sowie Massenorganisationen (Ormas) eingeschüchtert
wurden. Es kam auch zu digitalen Angriffen.

Das heißt, die Sicherheit außerhalb des G20-Geländes war nicht nur Polizeisache?

Die Beteiligung von Massenorganisationen an den Sicherheitsmaßnahmen wurde
merkwürdigerweise von der Polizei zugelassen. Das lässt starke Zweifel am Handeln des nationalen
Polizeichefs aufkommen. Die Beteiligung steht in Zusammenhang mit der Polizeiverordnung Nr. 4
von 2020 (Verordnung zu Pam Swakarsa). Diese definiert private Sicherheit und -sdienste. Private
Sicherheitsdienste treten offiziell als eine Art von Polizei mit begrenzter Funktionalität auf. Die
Verordnung ist anfällig für Konflikte, Machtmissbrauch und repressive Maßnahmen.

Welche weiteren Einschränkungen gab es im Umfeld des G20-Gipfels?
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Greenpeace wollte zum Beispiel zum G20-Gipfel eine Kampagne zur Klimakrise durchführen. Die
Aktivist*innen waren mit Rädern von Java nach Bali unterwegs. Auf ihrer Reise wurden sie am 8.
November von einer Massenorganisation, die sich als Vertreter des Dorfes Probolinggo (Ostjava)
ausgab, gezwungen, ein Dokument zu unterzeichnen, indem sie erklärten ihre Reise zu stoppen und
während des G20-Gipfels in Bali auch keine weitere Kampagne durchzuführen.

Eine Versammlung der Leitung der Rechtshilfeorganisation Yayasan Lembaga Bantuan Hukum
(YLBHI) mit den Leiter*innen der achtzehn YLBHI-Büros am 12. November in Sanur, Bali, wurde
aufgelöst. Polizeikräfte, die keine Uniform trugen, Dorffunktionäre und mehrere Personen, die sich
als traditionelle Dorfsicherheitsgruppe (pecalang) ausgaben, schüchterten die Anwesenden ein. Sie
verlangten ihre Ausweise und überprüften Laptops und Mobiltelefone.

https://www.amnesty.id/authorities-should-not-use-g20-summit-as-a-pretext-to-crackdown-on-peaceful-protest/


Am 16. November wurde die Papuanische Studierendenallianz (Aliansi Mahasiswa Papua, AMP)
während einer Demonstration gegen den G20-Gipfel in Bali durch Massenorganisationen und
Sicherheitskräfte angegriffen. Die Studierenden hatten vor dem US-amerikanischen Konsulat in Bali
demonstriert. Als die Demonstrant*innen Plakate hochhielten, wurde sie von Massenorganisationen,
der traditionellen dörflichen Sicherheitsgruppe (pecalang) und Beamten des Dorfes Banjar Renon
gestoppt, angeschrieen und geschlagen. Teilnehmende wurden festgenommen.

Zum Weiterlesen

S. Maimunah; M. Triani; S. Agustiorini: Wasser – gemeinsames Gut oder privatisierte Ressource?

Dandhy Dwi Laksono: Auf Sumpf gebaut

S. Barthel; F. J. Möller: Jakartas getrennte Gesellschaften

Hans Nicholas Jong: Neuer Reis-Plan – alte Fehler? (Teil I)

Siti Maimunah; Sarah Agustiorini: Durian und die Kolonialität der Macht (Teil I)

Eine Diskussionsveranstaltung zum Thema „Ablehnung des G20-Gipfels“ von Studierenden der
Udayana-Universität in Denpasar am 14. November 2022 wurde vom Vizerektor für studentische
Angelegenheiten der Universität gestört und aufgelöst.

Mittlerweile ist die Zivilgesellschaft in Indonesien auch im digitalen Bereich mit Angriffen
konfrontiert. Personen, die kritische Meinungen über digitale Plattformen äußern, werden
regelmäßig angegangen. Das geschieht unter anderem durch die Verbreitung von persönlichen
Daten und Buzzer-Attacken auf die Kritiker*innen.

Wird KontraS etwas hierzu unternehmen?

Zu der unverhältnismäßigen Gewalt durch Sicherheitskräfte überprüft KontraS derzeit die
Umsetzung des Präsidialerlasses Nr. 12 aus dem Jahr 2022 zum Nationalen Organisationskomitee
des indonesischen G20-Vorsitzes und den Verantwortlichen. Darunter finden sich der Befehlshaber
der indonesischen Streitkräfte (TNI), der stellvertretende Verteidigungsminister, der Leiter der
indonesischen Nationalpolizei und der Leiter des staatlichen Nachrichtendienstes.
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